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Bildung einer Pensionsrückstellung bei Zusage unter Vorbehalt

Der Bundesfinanzhof (BFH) erließ ein Urteil über die Bildung einer Pensionsrückstellung bei einer
vorliegenden Pensionszusage unter Vorbehalt. In dem entschiedenen Fall betraf die
Pensionsverpflichtung Ansprüche auf eine betriebliche Altersvorsorge durch Entgeltumwandlung.

Ein Arbeitgeber gewährte seinen Mitarbeitern eine betriebliche Altersvorsorge. Entsprechende
Pensionsrückstellungen wurden gebildet und Einzelheiten wurden in einer Betriebsvereinbarung
geregelt. In dieser befand sich ein Vorbehalt, dass der Arbeitgeber die Transformationstabelle, aus
der sich die Höhe der Versorgungsleistungen ergeben, auch einseitig nach freiem Ermessen ändern
oder einsetzen darf. Aufgrund dieses Vorbehalts wurden die Pensionsrückstellungen nicht vom
Finanzamt anerkannt. Dem stimmte auch der BFH anschließend zu. In diesem Fall ist von einem
steuerschädlichen Vorbehalt auszugehen. Das muss aber nicht immer so sein.

Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, demzufolge die Pensionsanwartschaft oder
Pensionsleistung gemindert oder entzogen werden kann, ist die Bildung einer Pensionsrückstellung
steuerrechtlich nur zulässig, wenn der Vorbehalt positiv - d.h. ausdrücklich - einen nach der
arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung anerkannten, eng begrenzten Tatbestand normiert, der nur
ausnahmsweise eine Minderung oder einen Entzug der Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung
gestattet.

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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